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Eine Studie betrachtet den medialen Umgang mit Großdemonstrationen 

Wenig Interesse an kritischer Recherche
Von Peter Nowak

Bereits vor dem G20-Gipfel in Hamburg stellte eine Studie fest, dass viele Medien die
Polizei nicht als Akteur mit eigenen Interessen betrachten, sondern als neutrale
Instanz.

Das Thema ist hochaktuell: Wie berichten Medien über verschiedenen Formen und Inhalte des
Protests? Die Bild-Zeitung spielte nach dem G20-Gipfel in Hamburg und den dagegen
gerichteten Demonstrationen Polizei und Richter in einer Person und rief unter der Schlagzeile
»Wer kennt diese G20-Verbrecher?« zur Denunziation von vermeintlichen Straftätern auf.
Bereits am Freitag, als der Gipfel und die Proteste noch andauerten, veröffentlichte Bild das Foto
eines Mannes, der angeblich einem Polizisten einen Böller ins Gesicht geworfen hatte. Der
Beamte drohe zu erblinden. Wie die Polizei Hamburg einen Tag später mitteilte, stimmten beide
Informationen nicht. Weder galt der Mann als Tatverdächtiger, noch verlor der Polizist sein
Augenlicht. Doch da war die Falschmeldung über verschiedene soziale Netzwerke bereits über
100 000 Mal geteilt worden.

Wenn es gegen Linke geht, gehört die Unschuldsvermutung nicht unbedingt zu den
journalistischen Grundsätzen des Blattes, wie bereits vor 50 Jahren unter Beweis gestellt. Aber
auch Medien, die mehr Wert auf Seriosität legen, haben an den Gipfeltagen auf Bitten der Polizei
ihre Recherche in beziehungsweise Berichterstattung aus bestimmten Teilen Hamburgs
eingestellt oder zumindest eingeschränkt. Man wolle die polizeiliche Arbeit nicht behindern,
lautete die Begründung. Doch sollte es nicht Aufgabe der Presse sein, die Arbeit der Polizei zu
kontrollieren?

Selten wird die Rolle der Polizei im Zusammenhang mit gewaltsamen
Auseinandersetzungen kritisch untersucht.

Offenbar würden längst nicht alle Medienvertreter diese Frage bejahen. Das machte die Studie
»Großdemonstrationen in den Medien« deutlich, die das Berliner Institut für Bewegungs- und
Protestforschung kurz vor dem Hamburger G20-Gipfel veröffentlicht hat. Die Institutsmitarbeiter
Dieter Rucht, Moritz Sommer und Simon Teune untersuchten 69 Beiträge, die zwischen 2003
und 2015 erschienen waren. Zu den untersuchten elf Medien mit liberaler oder konservativer
Ausrichtung gehören die Tageszeitungen Taz, Frankfurter Rundschau, Süddeutsche Zeitung,
Frankfurter Allgemeine und Bild, die wöchentlich erscheinenden Zeitungen und Magazine Der
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Spiegel, Focus und Die Zeit sowie Nachrichtensendungen der öffentlich-rechtlichen Sender ARD,
ZDF und Deutschlandfunk. Die untersuchten Beiträge befassten sich mit dem Irak-Krieg, den
Protesten gegen die Agenda 2010 und denen gegen das Bahnprojekt Stuttgart 21. Auch die
Berichterstattung über Aktionen für die Abschaltung von Atomkraftwerken nach der Katastrophe
von Fukushima, über die Anti-TTIP-Demonstrationen sowie den Widerstand gegen den G7-Gipfel
vor zehn Jahren in Heiligendamm untersuchten die Protestforscher. Schließlich widmeten sie
sich auch dem journalistischen Output zur rechten Pegida-Bewegung.

Wenig überraschend ist die Erkenntnis der Studie, dass tendenziell linke Proteste negativer
eingeschätzt werden, je konservativer eine Zeitung ist. Für die Pegida-Teilnehmer bringen die
konservativen Medien hingegen mehr Verständnis auf als die liberalen. Sehr gut wird in der
Studie herausgearbeitet, wie in der Berichterstattung Proteste subtil als randständig klassifiziert
werden. Dagegen wird »der Normalbürger« gestellt, auch schon mal als »der brave Bürger«
bezeichnet, den die Anliegen der Proteste kaum interessierten.

Die Polizei werde vor allem von konservativen Medien nicht als ein Akteur in diesen
Auseinandersetzungen gesehen, der selbst auch Gewalt anwendet. Vielmehr werde sie häufig
als neutrale Instanz in Artikel eingeführt. So verwundere es nicht, dass in den untersuchten
Medien der Darstellung der Polizei wesentlich mehr Raum geboten wurde als der Sichtweise der
Demonstrierenden.
Selten wird die Rolle der Polizei auch und gerade im Zusammenhang mit gewaltsamen
Auseinandersetzungen kritisch untersucht. Zur

Berichterstattung über das »Gewaltthema« sagte der Studie zufolge ein Journalist einer
konservativen Zeitung, da gehe er »am nächsten Tag zur Pressekonferenz des Innensenators,
der gemeinsam mit dem Polizeipräsidenten vorträgt, wie viele Polizisten verletzt wurden und
wie viele Gewalttäter festgenommen wurden«. Eine Journalistin einer liberalen Zeitung
berichtete demnach, dass sie sich von ihren Kolleginnen und Kollegen Vorwürfe anhören müsse,
weil sie auch gute Kontakte zu Antifaschisten habe. Sie halte dem entgegen, dass es zu ihrem
Beruf gehöre, gut vernetzt zu sein.
Das scheint bei einigen der in der Studie untersuchten Medien nicht unbedingt zum
journalistischen Allgemeingut zu gehören. Da verwundert es nicht, wenn nach den Protesten in
Hamburg medial kaum thematisiert wird, dass Tausenden Menschen ihr Grundrecht auf
Versammlungsfreiheit genommen wurde, als die Polizei eine zu diesem Zeitpunkt friedliche
Demonstration wegen einiger Vermummter gewaltsam auflöste. Staatliche Gewalt kann nicht
problematisiert werden, wenn man die Recherche einstellt, weil die Polizei darum bittet.
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